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Der Bürgerkrieg in Spa-
nien 1936-1939 war ein
einzigartiger Vorgang.

Als erstes Land der Welt trat dieses
dem Faschismus bewaffnet entgegen.
Die Waffen waren in den Händen von
Arbeitern und Bauern, die sich selbst
befreiten. Der Franco-Putsch am 17./
18. Juli 1936 hatte eine revolutionäre
Erhebung ausgelöst, die erste seit
1923 in Europa. Spaniens Proletarier
lebten wie die russischen von 1917 in
einem wirtschaftlich unterentwickel-
ten Land. Sie waren insgesamt poli-
tisch weiter als ihre Vorläufer, in star-
ken sozialistischen und anarchisti-
schen Parteien und Gewerkschaften
organisiert, zum geringeren Teil auch
in kommunistischen. Zugleich gab es
hier keine Bolschewiki und keinen
Lenin. Die KP Spaniens (PCE) und ihr
1936 entstehender katalanischer Ab-
leger PSUC waren stalinistisch. Doch
existierte noch eine andere kommu-
nistische Partei, die Arbeiterpartei der
Marxistischen Einheit (POUM), die
ihren eigenen Weg ging, den Terror
der Moskauer Prozesse in ihrer Pres-

se ablehnte und der
Volksfront kritisch ge-
genüberstand.

Zu bedenken ist,
dass auch die KP Russ-
lands 1917 gering an
Zahl und keineswegs je-
ner Monolith der Abso-
lut-immer-Rechthaber
war, als welchen Stalins
Geschichtsschreiber sie
hinstellten. Gleichfalls
beachtenswert ist: Dem
neuen Sowjetrussland
stand außer einem Kon-
glomerat einheimischer
Reaktionäre ein Weltim-
perialismus gegenüber,
dessen wichtigste Ge-
walthaufen miteinander
Krieg führten. Die spani-
schen Ereignisse zwei
Jahrzehnte später spiel-
ten sich in wesentlich
veränderter Lage ab. Re-
volutionsgegner vor
dem zweiten Weltkrieg

waren einerseits aggressiv-faschisti-
sche Mächte, die auf Neuaufteilung
der Erde drängten, andererseits satu-
rierte, nichtaggressive, parlamenta-
risch-demokratisch verfasste Bour-
geoisstaaten. Beide Gruppen fürchte-
ten die soziale Revolution. Weil sie in
Spanien akut war, kamen Großbritan-
nien und Frankreich dem von deut-
schen und italienischen Faschisten
angegriffenen Land nicht zu Hilfe,
obwohl es demokratisch war. Sie trie-
ben den faschistischen Staaten gegen-
über Appeasement-, also Beschwich-
tigungspolitik, um deren Angriffs-
drang nach Osten zu lenken, und
wandten gegenüber der Spanischen
Republik die Variante der Nichtein-
mischung an. Sie bedeutete, ihr jede
Unterstützung durch Waffenlieferun-
gen zu verweigern, während Hitler-
Deutschland und Mussolini-Italien
sich Franco gegenüber keinen Zwang
antaten. Der Westen verriet das pro-
gressive Spanien genauso, wie die
bürgerlich-demokratische Tschecho-
slowakei. Die lieferte er dem deut-
schen Aggressor aus, um, wie der

konservative „Realpolitiker“ Cham-
berlain meinte, „Frieden für unsere
Zeit“ zu erreichen. Der Friede dauer-
te dann ein knappes Jahr.

Furcht vor dem großen Krieg wie
vor der Revolution hatte auch Stalins
Sowjetunion, das nach offizieller Lesart
einzige sozialistische Land der Welt. Die
Kriegsfurcht war verständlich, ließ doch
der Diktator fast alle begabten Heerfüh-
rer als napoleonverdächtig abschlachten,
die Landesverteidigung bei allem Wach-
samkeitsgeschrei verlottern. Furcht vor
der Revolution rührte daher, dass die so-
wjetische Politbürokratie durch sie
genauso gefährdet gewesen wäre wie die
Herrschenden imperialistischer Staaten.
Um die Gunst der Westmächte buhlend,
machte die Sowjetunion drei Monate lang
deren Nichtinterventionspolitik Spanien
gegenüber mit. Dann änderte sie den
Kurs, weil er vom Westen her nichts ge-
bracht hatte, Deutschland und Italien
aber ihre Militärhilfe für Franco unver-
mindert fortsetzten. Die UdSSR stellte
der Spanischen Republik gegen Auslie-
ferung ihres Goldschatzes Waffen und
Berater zur Verfügung. Sie nahm sich
gleichzeitig das Recht ungenierter Ein-
mischung in die Belange des befreunde-
ten Staates. Ihr Ziel war – wie Komin-
ternpräsident Dimitroff formulierte –
Spanien in eine „Volksdemokratie“ zu
verwandeln. Der Herd der sozialen Re-
volution im Land sollte gelöscht werden.
Am meisten stand dem die POUM im
Wege. (Dieser Absatz ist kursiv ge-
druckt, weil die Redaktion einige
Anmerkungen dazu für notwendig
erachtet. Wir verweisen auf den ne-
benstehenden Kasten.)

Die Arbeiterpartei der Marxis-
tischen Einheit, auf Spanisch Partido
Obrera de Unificación Marxista, war
am 29. September 1935 durch Fusion
zweier unterschiedlicher kommunis-
tischer Gruppierungen entstanden.
Ihre Genealogie, über die im hier vor
allem genutzten Werk Reiner Toss-
dorffs ausführlich berichtet wird, war
kompliziert. Leichteren Verständnis-
ses wegen muss sie vereinfacht dar-
gestellt werden. Keime der Partei fan-
den sich im probolschewistischen
Flügel der CNT, einer später rein an-

Der bittere Weg der POUM
Zur Geschichte einer spanischen kommunistischen Partei
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archistischen Gewerkschaftszentrale,
als dessen Delegierte 1921 Joaquin
Maurín und der damalige Sekretär
des CNT-Nationalkomitees, Andres
bzw. Andreu Nín, Sowjetrussland
besuchten. Der in Spanien mit mög-
licher Todesstrafe bedrohte Nín blieb
zehn Jahre dort. Er wurde stellvertre-
tender Generalsekretär der Roten
Gewerkschaftsinternationale, schloss
sich aber auch der trotzkistischen Lin-

ken Opposition an, wurde von der
KPdSU ausgestoßen und 1930 landes-
verwiesen. In Barcelona stieß er zur
Spanischen Kommunistischen Oppo-
sition. 1932 firmierte sie sich unter
seiner Führung zur Izquierda Comu-
nista Espanola (Spanische kommu-
nistische Linke, ICE) um. Unter-
dessen war Maurín Führer der im KP-
Rahmen wirkenden und opponieren-
den Kommunistischen Föderation

Kataloniens und der Balearen gewor-
den, die sich im Prozess ihrer Loslö-
sung von der PCE zum Arbeiter- und
Bauernblock (BOC) mauserte. Dieser
etwa 3000 Mitglieder umfassende
Block und die 700-800 Mitglieder star-
ke Izquierda Comunista schlossen
sich 1935 zur POUM zusammen.
Maurín wurde Generalsekretär, Nín
eines der sieben weiteren Mitglieder
des Exekutivkomitees. Die neue Par-
tei trat dem Londoner Büro aus Ver-
tretern sozialistischer Organisationen
wie der britischen Independent La-
bour Party und der deutschen Sozia-
listischen Arbeiterpartei (SAP) bei,
die in Opposition zur II. wie zur III.
Internationale standen. Sie hatte auch
zur KPDO resp. zur Internationalen
Vereinigung der Kommunistischen
Opposition Kontakt, als deren Abge-
sandter 1936 August Thalheimer sie
besuchte.

Die POUM war entschieden
demokratisch, aber nicht sozialdemo-
kratisch, sowie außer nichtstalinis-
tisch auch nichttrotzkistisch, mitbe-
dingt durch den persönlichen Bruch
Níns 1932 mit Trotzki. Unter den Mit-
gliedern und Sympathisanten der
Partei gab es einige Anhänger des
russischen Revolutionärs. Die POUM
war ein heterogenes Gebilde. Auf der
einen Seite agierten katalanisch-nati-
onalistische, kaum zur Kritik am Sta-
linismus und stark zum Status einer
Massenpartei im Bündnis mit ande-
ren neigende ehemalige Angehörige
des BOC, auf der anderen Seite die in
höherem Maß marxistisch gebildeten
früheren ICE-Mitglieder, die zur Ka-
derpartei neigten. Die Bloquistas wa-
ren in Katalonien zu Hause, die ICE-
Leute in anderen Regionen Spaniens,
darunter Madrid. Da Letztere sich
weit öfter in der Presse betätigten,
entstand ein irreführendes Bild über
den Charakter der Partei. Nín und
Maurín vertraten in entscheidenden
Punkten die gleichen Auffassungen,
wobei sich Maurín denen der frühe-
ren ICE näherte, gleichzeitig aber
weiter großen Einfluss auf die Genos-
sen vom BOC ausübte. Bedauerlich
ist, dass der im Aufschwung befind-
lichen linke Flügel der sozialistischen
PSOE nicht hinreichend beeinflusst
werden konnte, so dass keine kom-
munistisch-linkssozialistische Ge-
samtpartei oder ein entsprechendes
Bündnis entstand. Die Stalinisten ver-
mochten daher nicht nur der PSOE

Anmerkungen der
Redaktion:

Der Autor spricht von der
„Furcht“ der Sowjetunion „vor der
Revolution“ in Spanien, „der Herd
der sozialen Revolution im Land soll-
te gelöscht werden“. Grund dafür
sei, „daß die sowjetische Politbüro-
kratie durch sie ... gefährdet gewe-
sen wäre“. Er stellt richtig fest: „Spa-
nien sollte in eine Volksdemokratie
verwandelt werden“, das heißt, das
besitzbürgerliche System sollte nicht
erschüttert werden.

Unseres Erachtens ging es aber
um weit mehr als nur um die Macht
der sowjetischen Politikbürokratie
oder um negative Wesenszüge von
Stalin: es ging um eine Strategie zur
Weiterexistenz der Sowjetunion. Der
kommunistischen Führung in Mos-
kau war längst klar, daß vom aufrüs-
tenden Nazi-Deutschland ein Angriff
auf die Sowjetunion zu erwarten war,
einzig der Zeitpunkt war noch nicht
absehbar. Das durch den I. Weltkrieg,
den Bürgerkrieg und den Interven-
tionskrieg der Westmächte ausgeblu-
tete Land war gerade im Begriff, eine
gigantische Aufbauarbeit zu leisten,
die Industrialisierung des Landes
voranzubringen. Die Sowjetunion
wäre jedoch militärisch und rüs-
tungsmäßig nicht im Stande gewe-
sen einen Angriff aller Feinde abzu-
wehren. Sie brauchte also noch Zeit
(deshalb dann der „Nichtangriffs-
pakt“) und mußte alles tun, damit
sich ihre Todfeinde nicht verbünde-
ten. „Das Trauma der Sowjetfüh-
rung“ (KPO) war ein einziger impe-
rialistischer Kriegsblock der faschis-
tischen Achsenmächte mit den West-
mächten gegen die Sowjetunion. So
wird das „Buhlen um die Gunst der
Westmächte“ - England und Frank-
reich - wie der Verfasser schreibt,
schon verständlicher, auch wenn ihm

zu diesem Zeitpunkt ein Erfolg noch
nicht beschieden war. Nach dem
Nachlassen der revolutionären Wel-
le nach dem I. Weltkrieg war diese
Defensivpolitik gegenüber der West-
bourgeoisie der Hintergrund der
Volksfrontideologie der Komintern.
Statt eine Einheitsfront der Arbeiter-
klasse anzustreben, strebte Stalin nun
die Zusammenarbeit von Kommu-
nisten mit „gemäßigten“ Teilen des
Bürgertums an.

Die weitere weltpolitische Ent-
wicklung brachte durch die Aggres-
sivität Hitler-Deutschlands eine für
die Sowjetunion günstigere Konstel-
lation zustande: Die Kriegsallianz
der Sowjetunion mit dem mächtigen
Klassenfeind im Westen, mit Groß-
britannien und den USA.

Solange es sozialistische Staa-
ten gab, kam es immer wieder zu gra-
vierenden Widersprüchen zwischen
deren Staatsinteressen und revoluti-
onären Eigenentwicklungen in der
Welt. Das vordergründige außenpo-
litische Interesse der Sowjetunion
geriet nur allzu oft in Gegensatz zu
revolutionären Bewegungen in ande-
ren Ländern, sei es in China oder in
Jugoslawien. Der spanische Bürger-
krieg war dafür ein besonders kras-
ses Beispiel. Ab einem bestimmten
Zeitpunkt bestand nur noch die
Chance eines Sieges über die Fran-
co-Faschisten, wenn es gelungen
wäre, durch die soziale Revolution
breite Volksschichten zu aktivieren.
Dem standen aus weltstrategischen
Gründen die Volksfrontpolitik Mos-
kaus und der ihr hörigen KP Spani-
ens entgegen. So nahm das Verhäng-
nis in Spanien in doppelter Hinsicht
seinen Lauf, mit der Niederlage der
Republik einerseits und der Zerset-
zung der kommunistischen Weltbe-
wegung andererseits durch eine an-
tirevolutionäre Politik mit all ihren
Konsequenzen.
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Schaden zuzufügen, sie gliederten
sich auch deren Jugendorganisation
an.

Seit dem Ende der Monarchie
1931 entstand in Spanien eine prinzi-
piell neue Situation. Sie wies vorre-
volutionäre Züge auf. Zugleich gaben
politisch immer wieder reaktionäre
bis extrem reaktionäre Kräfte den Ton
an, so nach der blutigen Niederschla-
gung des Aufstands der Arbeiteralli-
anz 1934 in Asturien. Alle proletari-
schen Parteien und Organisationen
forderten die Enteignung der Groß-
grundbesitzer und
Banken sowie Arbeiter-
kontrolle in den Indus-
triebetrieben, z. T. auch
Unabhängigkeit für
Spanisch-Marokko. Als
jedoch das „Wahlmani-
fest der Linken“, das
sogenannte Volksfront-
programm vom 15. 1.
1936, ausgehandelt
war, fehlten diese
Punkte. Auch die Ar-
beiterparteien begnüg-
ten sich mit einer Am-
nestie für politische
Straftaten und zweit-
rangigen, im bürgerli-
chen Rahmen bleiben-
den Wirtschaftsrefor-
men. Das kam auf
Druck der liberalen
Bündnispartner zu-
stande, die vom rech-
ten Flügel der PSOE
um Indalecio Prieto
unterstützt wurden.
Vornehmlich der drin-
gend notwendigen
Amnestie wegen unter-
zeichnete POUM-Ver-
treter Andrade
ebenfalls das Papier,
was von Trotzki scharf
gerügt wurde. Dessen
Reaktion war verständlich und
zugleich ungerecht. Er schrieb: „Die
ehemaligen ‚kommunistischen Lin-
ken’ Spaniens sind einfach der Nach-
trab der Linksbourgeoisie gewor-
den.“ Und: „Die POUM macht nichts
anderes, als jeweils die Politik durch-
zuführen, die der 7. KI-Kongress al-
len seinen Sektionen auferlegt hat.“
Während aber die PCE nach Bürger-
kriegsbeginn versicherte, sie habe
kein „gesellschaftliches Ziel“, das
spanische Volk wolle nur „die Vertei-

digung der republikanischen Ord-
nung und die Achtung des Privatei-
gentums“, suchte die POUM die
durch Unterzeichnung des Volks-
frontprogramms verursachte Scharte
auszuwetzen. Einen Monat nach dem
Volksfrontsieg vom 16. 2. 1936 erklär-
te sie das „Wahlmanifest der Linken“
für überholt und propagierte eigen-
ständige Arbeiteraktionen.

Der militärfaschistische Putsch
vom 17./18. Juli 1936 wurde in wei-
ten Teilen Spaniens, vornehmlich in
den Industriegebieten, durch bewaff-
nete und unbewaffnete Arbeiter nie-

dergeschlagen. Anschließend dran-
gen diese auf ökonomischem und
gesellschaftlichem Terrain weiter vor,
als selbst die POUM vorgeschlagen
hatte. Statt bloßer Einführung der
Arbeiterkontrolle übernahmen sie
Betriebe, Handel und Verkehrswesen
in ihre Regie, wobei sie gleich der
Pariser Commune leider die Banken
ausließen. Bauern und Landarbeiter
teilten den Boden auf oder gingen zur
kollektiven Bewirtschaftung über, die
in Teilen Spaniens Tradition hatte.

Verglichen mit Stalins Kollektivie-
rung wurde das auf sehr zivile Art
zustandegebracht, obwohl es von
anarchistischer Seite auch Übergriffe
gab. Wie die landwirtschaftliche stieg
die Industrieproduktion, solange
Rohstoffe vorhanden waren. Eine
Rüstungsindustrie entstand. Unge-
heuren Aufschwung nahmen das Bil-
dungs- und Gesundheitswesen.
Entgegen dem Willen seiner Urheber
hatte der Putsch die soziale Revolu-
tion ausgelöst. Details lassen sich bei
Tosstorff wie bei Heleno Sana nach-
lesen.

Die stürmische
Entwicklung hatte
auch zur Folge, dass
die Spanische Republik
in Katalonien und an-
deren Regionen
zeitweise von Komitees
und Räten der Arbeiter,
Bauern und Milizionä-
re regiert wurde. Kabi-
nettsinstanzen muss-
ten deren Anordnun-
gen zustimmen. Die In-
stanzen blieben aber er-
halten und erstarkten
wieder, so dass die
Doppelherrschaft all-
mählich durch sie ge-
fährdet wurde. Die Si-
tuation der Räte und
Komitees war z. T. auch
deshalb prekär, weil sie
nicht gewählt, sondern
von Parteien und Ge-
werkschaften beschickt
worden waren. Zwar
forderten die POUM
und linke Anarchisten
eine zentrale Arbeiter-
regierung, während
der Linkssozialist Lar-
go Caballero eine Ge-
werkschaftsregierung
erwog. Beide kamen

nicht zustande. Entscheidend für den
Mangel und dessen Folgen – das Ste-
ckenbleiben und Zurückdrehen der
Revolution – war, dass bürgerliche
Republikaner, rechte Sozialisten und
Anarchisten, PCE und PSUC samt
und sonders Antirevolutionäre wa-
ren. Sie hatten das Übergewicht, und
Stalins Emissäre standen auf ihrer
Seite. Das Argument der Parteikom-
munisten für ein Bürgerliche begüns-
tigendes, die Revolution abbremsen-
des Vorgehen lautete, erst müsse der
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Krieg gewonnen werden, bevor man
anderes in Angriff nehmen könne. Es
wird von manchem heute noch vor-
gebracht. Damals wurde der revolu-
tionäre Fortschritt abgewürgt - und
eben dadurch den Faschisten der Sieg
erleichtert.

Aus Zeit- und Platzgründen
kann nur angedeutet werden, was die
POUM in der kurzen Zeit ihres Wir-
kens dennoch für Spaniens soziale
Gerechtigkeit und Freiheit geleistet
hat. Überlebensnotwendig war der
militärische Abwehrkampf. Die 30
000 bis 40 000 Mitglieder starke
POUM beteiligte sich daran mit 10
000 Milizionären, davon 1000 auslän-
dischen. Sie stellte anteilmäßig das
größte Kontingent aller republikani-
schen Organisationen. Wichtigste
Einheit war die Lenin-Division, spä-
ter in 29. Division der Volksarmee
umbenannt, mit ihrem Schockbatail-
lon unter Josep Rovira. Ständig un-
ter teilweise von KP und Anarchisten
verursachtem Waffenmangel bei aus-
bleibender Artillerie- und Flugzeug-
unterstützung leidend, focht sie vor
allem bei Huesca in Aragón gegen die
Faschisten. Am Fuß der Sierra bei Si-
güenza kämpfte die „Motorisierte
Kolonne der POUM“, bei der nur der
Name übertrieben war. Sie wurde erst
von dem aus Argentinien kommen-
dem Hippolyt Etchebehère befehligt,
nach seinem Tod durch dessen Frau
Mika. Ihr glückte es, aus einem feind-
lichen Kessel heraus nach Madrid zu
gelangen, wo sie das Moncloa-Vier-
tel verteidigte. Von Katalonien kam
die Kolonne „Joaquin Maurín“ dazu.
Flüchtlinge aus Extremadura formier-
ten sich zum Lenin-Bataillon. 500-600
weitere POUMisten standen bei Te-
ruel in der Provinz Valencia im
Kampf. Die Partei und ihre Sympa-
thisanten hatten hohe Verluste. Ihre
Tapferkeit wurde selbst von partei-
kommunistischen Militärs gelobt, so
von Manfred Stern, dem berühmten
Madrid-Verteidiger General Kléber.
Dass sich POUM-Anhänger vor Ge-
fechten drückten oder gar in Arago-
nien zwischen den Linien mit Fran-
co-Söldnern Fußball spielten, gehört
zu den zahlreichen Lügen von PCE,
PSUC und Komintern. Zugleich wur-
de im Rahmen dieser Propaganda
diskret verschwiegen, dass Einheiten
der PSUC und der Anarchisten
mehrmals militärische Erfolge ver-
masselten, während sie sich

andererseits durch die POUM errun-
gene Siege zuschrieben.

Dem von Parteikommunisten
und Regierung exekutierten Konzept
einer „Volksarmee“ bürgerlichen
Typs stellte die POUM ein eigenes
Militärprogramm gegenüber, das
leider nicht verwirklicht werden
konnte. Anstelle der bisherigen Par-
teimilizen sah es ebenfalls eine ein-
heitliche Kommandostruktur vor, je-
doch kein selbstherrliches Offiziers-
korps mit Generalstab, sondern Mili-
tärexperten unter der Kontrolle von
Soldatenkomitees. Anders als bei der
Volksarmee sollte es keine extrem
gestaffelten Einkünfte geben, ebenso
nicht die Wiedereinführung der alten
Militärstrafjustiz, sondern ein neues,
den veränderten Realitäten entspre-
chendes Strafgesetzbuch. Die politi-
schen Rechte der Soldaten sollten er-
halten bleiben. Ziel war eine denken-
de proletarisch-revolutionäre Armee,
kein blindlings unverständliche Be-
fehle ausführender Schieß- und
Grüßautomat.

Generell richtete die Tätigkeit
der POUM sich darauf, den Kampf
der Werktätigen zu erleichtern und
dessen Errungenschaften zu bewah-
ren. Charakteristisch war die Arbeit
Níns als Justizminister der katalani-
schen Generalitat, d. h. der Regional-
regierung. Er vereinfachte und zivi-
lisierte die anfangs oft willkürlich
betriebene neue Gerichtsbarkeit, auch
durch Schaffung eines Mechanismus
zur Überprüfung von Todesstrafen,
was später unter PSUC-Regie zurück-
genommen wurde. Seine Verordnun-
gen erleichterten Adoptionen und
Heiraten. Zudem führte er die Voll-
jährigkeit ab 18 ein. Für die extrem
kurze Zeit, die er so zu wirken ver-
mochte, war das Ergebnis beachtlich.
Ein prominenter deutscher Zeitzeu-
ge, Joseph Goebbels, erklärte damals,
Nín in Katalonien sei „das wahre
Gesicht des Bolschewismus“. Wird
unter Bolschewismus verstanden,
was er wirklich war, nicht das stali-
nistische Zerrbild davon, hatte der
NS-Propagandaminister Recht.

Im Rundbrief der Internationa-
len Vereinigten Kommunistischen
Opposition vom 26. 8. 1936, nachge-
druckt im Buch der Gruppe Arbeiter-
stimme über den spanischen Krieg,
heißt es zur damaligen Lage im Py-
renäenland, die Klassenverhältnisse
wären nicht weniger reif für den

„Übergang zur proletarischen Dikta-
tur und zum Sozialismus, als sie es
in Russland 1917 waren. Als ‚unreif’
und als Hemmschuh erweist sich vor
allem die offizielle Kommunistische
Partei.“ Wachse aber „der Bürger-
krieg... hinüber zur proletarischen
sozialen Revolution, so würde das
eine gewaltige Machtverschiebung
zugunsten der Kräfte der proletari-
schen Revolution und des Kommu-
nismus im europäischen und im
Weltmaßstab bedeuten... Es würde
gleichzeitig bedeuten die tatsächliche
Aufhebung der Voraussetzungen für
das Monopol der KPdSU in der Füh-
rung der Kommunistischen Interna-
tionale.“ Ähnlich beurteilte 1937 Vic-
tor Serge die Situation. Der bekannte
Revolutionär ging von den Interessen
der Revolutionsgegner aus und
schrieb: „Das Ziel des Stalinismus in
Spanien ist es, die Errichtung einer
sozialistischen Demokratie zu verhin-
dern, die sich dem stalinistischen Ein-
fluss entziehen, eine neue Basis für
den proletarischen Internationalis-
mus schaffen und nebenbei zu einem
Wiedererwachen des revolutionären
Geistes in der UdSSR führen würde.“
Die sowjetische Politbürokratie und
ihre Parteigänger in aller Welt,
besonders in Spanien, zogen aus die-
ser möglichen Perspektive Konse-
quenzen, die mörderisch waren.

Während der ZK-Tagung der
POUM im Dezember 1936 plädierte
eine rechte Minderheit um den Valen-
cianer Luis Portela dafür, dass Kritik
an der UdSSR, auch am ersten Mos-
kauer Terrorprozess, unterlassen und
die „trotzkistische“ Politik der Mad-
rider Parteisektion eingedämmt wer-
de. In- und ausländische Agenten Sta-
lins bereiteten derweil schon die Ver-
nichtung der POUM als Partei vor,
weil sie beim Unterstützen revoluti-
onärer Schritte am weitesten ging.
Die Stalinisten waren sich der Sym-
pathie bürgerlicher, rechtssozialisti-
scher und rechtsanarchistischer Part-
ner gewiss, die gerne ihnen die
Schmutzarbeit überließen. Bei einer
Rollkommando-Aktion verwüsteten
Angehörige der parteikommunisti-
schen Jugend am 22. 10. 1936 das Lo-
kal der Madrider POUM-Jugend.
Unter Druck der sowjetischen Bot-
schaft wurde der Partei die Beteili-
gung an der Verteidigungsjunta der
Stadt verwehrt, worauf die Junta
sogleich eine Wochen- und zeitweise
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die Jugendzeitung der POUM verbot.
In Katalonien bewirkte die PSUC mit
sowjetischer Hilfe am 17. 12. die Bil-
dung einer neuen Generalitat, aus der
Andres Nín verschwunden war.
Zuvor waren die lokalen revolutionä-
ren Komitees und das ZK der Antifa-
schistischen Milizen als quasi linke
Säule der bislang bestehenden Dop-
pelherrschaft aufgelöst worden. Die
neue Regionalregierung nahm durch
stalinistische Ressortchefs die Liqui-
dation progressiver juristischer Rege-
lungen und eine Marktliberalisierung
vor, die für Empfänger niedriger Ein-
kommen verhängnisvoll war. In Mad-
rid wurden von Januar bis April 1937
das Militärhospital und der Rund-
funksender der POUM konfisziert,
ihre Milizzeitung verboten und ihre
Rote Hilfe geschlossen. Im Ergebnis
dieser reaktionären Verdrängungspo-
litik verlegte die Partei die meisten
ihrer Madrider Kader nach Kataloni-
en.

In aller Stille waren inzwischen
unter Regie des obersten NKWD-Re-
präsentanten in Spanien, General Ale-
xander Orlow, die Spitzenpositionen
der spanischen und z. T. auch katala-
nischen Polizei mit Funktionären aus
PCE und PSUC besetzt und erste pri-
vate Folterhöhlen, im Volksmund
fälschlich „Checas“ genannt, instal-
liert worden. An den Regierungsin-
stanzen vorbei setzte die Verfolgung,
bisweilen auch Vernichtung unlieb-
samer ausländischer Antifaschisten
verschiedener Richtungen ein. Sie
dauerte monatelang fort, galt nun
auch einheimischen Genossen der
POUM und der Anarchisten. Am 22./
23. 3. 1937 wurden alle in der Flug-
zeugfabrik von Sabadell beschäftig-
ten Ausländer, unter ihnen Waldemar
Bolze und zwei andere Mitglieder der
KPDO, festgesetzt. Die Verhöre wa-
ren z. T. darauf angelegt, Material für
einen Prozess nach Moskauer Mus-
ter zu schaffen, der die POUM mit-
samt der ihr nahestehenden KPD-
Opposition diskreditieren sollte.

Anfang April weilte der
NKWD-Chef für Westeuropa, Sluzki,
in Spaniens provisorischer Haupt-
stadt Valencia. Er sammelte gefälsch-
te „Beweise“ über angebliche verrä-
terische Handlungen der POUM –
Spionage und Kooperation mit Fran-
co -, prüfte mit „Pedro“, dem kurz-
zeitigen Generalsekretär der Partei
der Ungarischen Werktätigen 1956

Ernö Gerö, die Vorbereitungen zur
geplanten „Maikrise“ in Barcelona
und vergatterte PCE-Minister Jésus
Hernández, die „rasche und wirksa-
me Aktion gegen den Trotzkismus“
zu unterstützen, an der Stalin höchst-
persönlich interessiert war.

All das blieb jahrzehntelang
unbekannt. Doch ließen stalinistische
Presseorgane frühzeitig wissen, was
die Glocke geschlagen hatte. Korres-
pondent Kolzow schrieb Mitte De-
zember 1936 in der „Prawda“, in Ka-
talonien gebe es eine „trotzkistische
Provokation“. Die Zeitung aber ver-
sicherte ihren Parteigängern: „Was
Katalonien betrifft, so hat die Säube-
rung von Trotzkisten und Anarcho-
Syndikalisten begonnen; sie wird mit
derselben Energie gehandhabt wer-
den, mit der sie in der UdSSR betrie-
ben wurde.“ Im Januar 1937 forderte
das spanische parteikommunistische
Blatt „Ahora“ dazu auf, die POUM
als „Fraktion der fünften Kolonne“ zu
vernichten: „In seiner schonungslo-
sen Abrechnung mit der trotzkisti-
schen Gruppe von Saboteuren und
Mördern zeigt uns das sowjetische
Volk den Weg, den wir einschlagen
müssen.“

Auch von diesen öffentlichen
Aktivitäten war in späteren stalinis-
tischen Darstellungen nicht die Rede.
Ebenso fehlten Hinweise auf bewaff-
nete Zusammenstöße von Polizei und
CNT in Orten an der Pyrenäengren-
ze und die Ersetzung der anarchisti-
schen Grenzkontrolleure durch Cara-
bineros des rechtssozialistischen spa-
nischen Finanzministers Juan Negrín.
Verschwiegen wurde das geheime
Horten von Waffen, vor allem sowje-
tischen, durch die Barcelonaer PSUC
und deren misslungener Streich, ge-
panzerte Fahrzeuge aus einem Regie-
rungsdepot in ihre Gewalt zu brin-
gen, desgleichen ein Beschluss der
PSUC-Zentrale im Beisein Gerös, die
Telefonzentrale Barcelonas zu beset-
zen – Tage bevor das tatsächlich ge-
schah.

Unter Führung des neuen kata-
lanischen Polizeichefs Rodriguez Sa-
las (PSUC), der einen Befehl vom
Innenminister vorweisen konnte,
rückten am 3. 5. 1937 Ordnungskräf-
te der Generalitat bei der Telefónica
an. Sie wollten diese von Anarchis-
ten säubern, die das Gebäude seit
Niederschlagung des Franco-Putschs
1936 besetzt hielten, wurden aber mit

Waffengewalt abgewiesen und troll-
ten sich schließlich. Die anarchistisch
gesinnten Arbeiter Barcelonas errich-
teten in Erwartung weiterer partei-
kommunistischer Provokationen Bar-
rikaden. Die POUM unterstützte sie.
Am Abend traf ihr Exekutivkomitee
mit den anarchistischen Regionalko-
mitees zusammen, um zu beraten,
was geschehen solle. Es verwies auf
folgende Alternative: „Entweder wir
stellen uns an die Spitze der Bewe-
gung, um den inneren Feind zu ver-
nichten, oder die Bewegung scheitert,
und wir sind vernichtet.“ Indes be-
schränkten sich die Anarchistenfüh-
rer darauf, die Entlassung von Innen-
minister und Polizeichef zu fordern.
Der am 4. 5. einsetzende Barrikaden-
kampf zwischen Arbeitern, PSUC-
Anhängern und Teilen der Generali-
tatsstreitmacht verlief insgesamt für
die Verteidiger erfolgreich, zumal
sich in der Stadt befindende Interbri-
gadisten nicht einmischten. Barcelo-
nas anarchistische Führer, durch aus
Valencia herbeigeeilte Minister ver-
stärkt, forderten den ganzen Tag über
zur Feuereinstellung auf. Sie demo-
ralisierten die Barrikadenkämpfer
und schadeten dem Ansehen des
Anarchismus. Kleinere Linksgrup-
pen, die „Freunde Durrutis“ und eine
trotzkistische Sektion, verlangten, die
Generalitat zu stürzen und revoluti-
onäre Machtorgane zu schaffen.
Ohne Mitwirken der anarchistischen
Massen waren solche Vorhaben aus-
sichtslos. Am 5. 5. forderte auch die
Exekutive der POUM zum Rückzug
auf; doch sollten die Arbeiter ihre
Waffen behalten. Am Vormittag des
7. 5. waren die Barrikaden geräumt.
Danach rückten 5000 von Valencia
entsandte Sturmgardisten in Barcelo-
na ein. Die Militär- und Polizeigewalt
Kataloniens lag in Händen der spa-
nischen Zentralregierung.

Der in „höherem Auftrag“ von
der PSUC provozierte Kampf hatte
500 Menschen das Leben gekostet
und 1000 weiteren Verletzungen zu-
gefügt. Die Zahl der Opfer war hö-
her als die vom Juli 1936. Bereits am
9. 5. aber gab PCE-Generalsekretär
José Diaz die Parole aus, beim Barri-
kadenkampf habe es sich um einen
im Auftrag des internationalen Fa-
schismus versuchten „trotzkistischen
Putsch“ gehandelt. Das war fortan im
ganzen Kominternbereich die gülti-
ge Definition, wobei zum Grundthe-
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ma einige Varianten zugelassen wur-
den. Diaz verband sein Verdam-
mungsurteil mit Drohungen gegen
aufsässige Kommunisten in aller Welt
und Spaniens Regierungschef Largo
Caballero, indem er verlangte: „Man
muss die trotzkistischen Provokateu-
re... aus allen zivilisierten Ländern
wegfegen, wenn man dieses Ungezie-
fer wirklich liquidieren will... Entwe-
der schafft die Regierung Ordnung
im Hinterland, oder eine andere
Volksfrontregierung muss es tun.“

Die Lüge vom „Hinterland-
putsch der POUM“ wurde jahrzehn-
telang gebetsmühlenar-
tig wiederholt, so dass
in der parteikommunis-
tischen Bewegung und
Stalins Weltfriedensla-
ger viele Millionen dar-
an glaubten. Bei man-
chem ist das bis heute
der Fall. Zu den promi-
nenten Verbreitern der
Legende gehörten San-
tiago Carrillo, Enrique
Lister, die deutschen
Zeitzeugen Karl Mewis,
Kurt Hager, Heinz
Hoffmann, Ludwig
Renn in seinem ver-
fälschten Buch „Im spa-
nischen Krieg“ von
1955, Fritz Teppich in
seinen Schriften bis
1999, leider auch der
sonst vertrauenswürdi-
ge Heinz Priess, dazu
eine Reihe jüngerer
Journalisten. Einer von
ihnen, Frank Schu-
mann, übte sich in der
„Jungen Welt“ vom 2.
10. 1981 in nachträgli-
cher Situationsschilde-
rung und fabulierte:
„Während im Norden
die Franco-Truppen mit
Hilfe italienischer Divi-
sionen und 200 Flug-
zeugen der ‚Legion
Condor’ ihren Erobe-
rungsfeldzug erfolgreich fortsetzten
– während... Freiwillige in vielen Län-
dern darauf brannten, in den Kampf
einzugreifen -, entfesselt in den ers-
ten Maitagen des Jahres 1937 die
POUM, die politische Organisation
der spanischen Trotzkisten, einen
Bruderkrieg im antifaschistischen La-
ger. Die Trotzkisten wollen Kataloni-

en von der spanischen Republik los-
reißen und dann einen Separatfrieden
mit den Faschisten schließen. Mehre-
re Tage tobt in Barcelona der Straßen-
kampf. Italien liegt auf der Lauer, sei-
ne Kriegsschiffe in die Hafenstadt zu
schicken, und Franco rechnet schon
damit, dass die republikanische Ara-
gonfront auseinander fällt. Das Volk
von Barcelona wird jedoch der Revol-
te Herr. Die republikanische Regie-
rung, die die Umtriebe der POUM
begünstigte und die Volksfront spal-
ten wollte, muss zurücktreten.“ Mit
Ausnahme der Franco-Offensive im

Baskenland, in deren Verlauf die
deutsche „Legion Condor“ die offe-
ne Stadt Guernika verwüstete,
stimmt an diesem Text so gut wie
nichts. Weder war die POUM eine
trotzkistische Organisation, noch hat-
te sie einen „Bruderkrieg“ entfesselt.
Der Kampf anarchistischer und kom-
munistischer Arbeiter gegen Stalins

Werkzeuge war kein derartiger Krieg,
sondern Abwehr eines gefährlichen
Feindes. Barcelonas Volk kann
allenfalls mit den Barrikadenkämp-
fern, keinesfalls mit der PSUC iden-
tifiziert werden. Es wurde nicht die-
ses Volk einer „Revolte“ Herr, son-
dern Beschwichtiger vorwiegend aus
dem anarchistischen Lager veranlass-
ten die Kämpfer zur Selbstaufgabe
der Barrikaden. Die Regierung Cabal-
lero hat weder POUM-Umtriebe be-
günstigt, noch wollte sie „die Volks-
front spalten“. Allerdings gab es in
ihren Reihen Pläne, dem sich zum il-

legalen Staat im Staate
entwickelnden pseudo-
k o m m u n i s t i s c h e n
Krebsgeschwür mit sei-
nen Folter- und Mord-
kommandos, das die
Republik im Kampf mit
dem Faschismus emp-
findlich schwächte, ent-
gegenzutreten. Zu den
Varianten der Anti-
POUM-Lüge zählten
neben der Verleum-
dung als trotzkistische
und „sich links gebär-
dende“ Organisation
deren Darstellung als
„anarchistisch“ und
„Spionageorganisation
Francos“. Jeder durfte
sich aussuchen, was
ihm passte, die Wahr-
heit passte nicht.

Unmittelbare Fol-
ge der Barrikaden-
kämpfe war der Sturz
des spanischen Minis-
terpräsidenten und al-
ten Arbeiterführers Lar-
go Caballero. Dieser
war schon seit einem
PCE-Spitzentreffen mit
Orlow und hohen
Funktionären der Kom-
intern Anfang März
1937 diskriminiert wor-
den. Er wurde für den
Fall Málagas einen Mo-

nat zuvor verantwortlich gemacht
und für unfähig erklärt, Krieg zu füh-
ren. Am 13. 5. forderten  die kommu-
nistischen Minister Hernández und
Urribe ihn zur Demission als Kriegs-
minister auf. Für seinen weiteren Ver-
bleib als Regierungschef stellten sie
folgende Bedingungen: Verbot der
POUM, Einziehung ihrer Gebäude
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und Druckereien, Verhaftung der
Exekutive und aller Komitees, welche
die Erhebung in Barcelona unter-
stützt hatten. Caballero weigerte sich,
gegen eine Arbeiterpartei vorzuge-
hen. Er stellte fest, die Barcelona-Bar-
rikaden seien nicht konterrevolutio-
när oder gegen die Regierung gerich-
tet gewesen. Nur die anarchistischen
Minister standen zu ihm. PCE, Bür-
gerliche und die unter Prieto rechts-
orientierte PSOE erzwangen seinen
Rücktritt, am 18. 5. die Bildung des
weiter rechtsstehenden Kabinetts
Négrin. Dessen Chef war Stalins Kan-
didat gewesen. Als Finanzminister
hatte er Spaniens Gold an die UdSSR
ausgeliefert und sich der Kollektivie-
rung im Land entschieden wider-
setzt.

In sowjetischen Augen hatte
Caballero übrigens mehr auf dem
Kerbholz, als öffentlich zur Sprache
kam. Er unterbreitete mit General-
stabschef Asensio einen Plan zur Of-
fensive in Richtung Extremadura,
durch dessen Realisierung die Streit-
macht der Faschisten in ein Nord-
und Südheer hätte gespalten werden
können. Sowjetgeneral Kulik missfiel
der Plan so sehr, dass er ihn mit sei-
nem spanischen Kollegen Miaja sabo-
tierte. Stalin ärgerte sich über Cabal-
lero, weil der die Ablösung des sow-
jetischen Botschafters erzwang, nach-
dem ihm dieser den unerbetenen Rat
erteilt hatte, PSOE und PCE zu fusio-
nieren. Der bisherige Ministerpräsi-
dent war auch dadurch unbotmäßig,
dass er die „Checas“ ablehnte, par-
teikommunistische Polizeioffiziere
und Politkommissare feuerte und
prüfen ließ, ob CGT und UGT ge-
meinsam Moskaus Machtambitionen
entgegentreten könnten.

Das Kabinett Négrin wurde von
der PCE „Regierung des Sieges“ ge-
nannt. Es heimste immer schwerere
Niederlagen ein und führte zum Zu-
sammenbruch der Republik, was
nicht nur an der faschistischen Über-
macht, sondern auch am Verschulden
eigener glorreicher Heerführer lag.
Im Innern wurde Spanien durch den
Abbau revolutionärer Errungen-
schaften, zwangsweise Dekollektivie-
rung in Aragonien, Auflösung demo-
kratischer Gremien und Instanzen,
strengste Zensurmaßnahmen und
Verbot jeder Kritik an der Sowjetuni-
on, Einführung wichtiger Elemente
stalinscher Terrorjustiz, Repression

nun auch gegen Anarchisten, brutals-
te Verfolgung der POUM und ande-
rer Linkskräfte tödlich geschwächt.

Am 11. 5. 1937 erklärte PSUC-
Führer Valdès: „Man muss Nín und
sein Freundes-Grüppchen ausrot-
ten.“ Kurz darauf wurde das Zentral-
organ der POUM „La Batalla“ verbo-
ten, nachdem schon ein Prozess ge-
gen das Blatt angekündigt worden
war. Einen Höhepunkt erreichte die
Verfolgungsjagd damit, dass am 16./
17. Juni, wieder ohne Konsultation
der Regierung, die POUM-Exekutive
verhaftet wurde. Andres Nín schaff-
ten die Schergen nach Madrid, dann
ins Haus der PCE-Mitglieder Luft-
waffenchef Hidalgo de Cisneros und
Constance de la Mora, Leiterin der
Madrider Zensurbehörde, zu Alcalá
de Hénares, in dem sich eine „Che-
ca“ befand. Nín wurde grausam ge-
foltert, war aber nicht zu einem „Ge-
ständnis“ nach NKWD-Muster be-
reit, so dass kein entsprechender Pro-
zess geführt werden konnte. Ende
Juni holte ihn ein von Orlow bestell-
tes Kommando ab und erschoss ihn
im Garten des Pardo. Folter und
Mord wurden jahrzehntelang geleug-
net, das Opfer damals durch die Fäl-
schung diffamiert, es sei „von der
Gestapo befreit“ worden.

Níns Gefährten waren mehrtä-
gig in der Generaldirektion der Si-
cherheit in Valencia festgesetzt wor-
den. Sie wurden unter Druck der Öf-
fentlichkeit formell freigelassen, aber
gleich wieder aufgegriffen und in ein
Madrider KP-Gefängnis geworfen.
Die zahllosen Rechtswidrigkeiten
beim Verfolgen der POUM, das fort-
währende Übergehen zuständiger
Minister und Ignorieren ihrer Protes-
te war typisch für die desolate Ver-
fassung der Spanischen Republik.
Neben dem offiziellen Staat gab es
einen anderen, der im Eventualfall
auch gegen die Regierung agierte
und, durch die Sowjetunion sorgsam
abgeschirmt, faktisch unangreifbar
war.

Insgesamt wurden rund 1000
Mitglieder der POUM verhaftet, 50
ermordet. Wiederholt sind Soldaten,
die unter die Fuchtel  parteikommu-
nistischer Offiziere gerieten, füsiliert
oder direkt ins feindliche Feuer ge-
schickt worden. Andere fanden
glücklicherweise bei anarchistischen
Divisionen Aufnahme, ebenso wie
die CNT Gewerkschaftern der POUM

erlaubte  beizutreten. Victor Alba, der
auch die verhängnisvollen Fehler
rechter Anarchistenführer kannte,
bemerkte andererseits: „Aber wenn
es nicht die CNT gegeben hätte, wä-
ren die POUMisten wie Ratten aus-
gerottet worden.“

In Gefängnissen wie in Freiheit
befindliche Anhänger der Partei or-
ganisierten den Widerstand. Die Ver-
haftung fast aller Mitglieder der neu-
en Exekutive im April 1938 – auch die
Kasse fiel den Schergen in die Hände
– war ein schwerwiegender Schlag.
Doch blieben die alten Mitstreiter
beieinander, kamen neue, jüngere
hinzu. Ein wichtiger Erfolg war, dass
durch internationale Solidarität Mau-
ríns Rettung vor sofortiger Hinrich-
tung durch das Franco-Regime er-
reicht werden konnte. Er hatte sich im
Juli 1936 in der Nordwestprovinz
Galicien befunden, die beim Putsch
sofort den Faschisten zufiel. Da jedes
Zeichen von ihm ausblieb, hielt man
ihn im republikanischen Spanien für
tot. Nach missglücktem Versuch zum
Übertritt in die Republik wurde Mau-
rín im September 1937 von Faschis-
ten festgesetzt, die seine Identität auf-
deckten. Ein Austausch mit gefange-
nen Reaktionären wäre möglich ge-
wesen,  kam aber nicht zustande, weil
die PCE-Minister im Kabinett Negrín
ihn ablehnten. Maurín war den meis-
ten seiner Genossen vom BOC
damals theoretisch wie politisch
überlegen. Er wird von stalinistischer
Seite bis heute diffamiert.

Ein halbes Jahr vor dem Ende
der Republik trat in Barcelona ein
Sondergericht zur Hauptverhand-
lung gegen die POUM-Exekutive zu-
sammen. Angeklagt waren deren
Mitglieder Gorkin, Arquer, Andrade
und Gironella sowie zwei nicht zum
Komitee gehörende Genossen. Das
Verfahren fand vom 11. bis 22. 10.
1938 statt. Nach dem Willen seiner
Betreiber sollte es mittels verleumde-
rischer Anklagepunkte und Zeugen-
aussagen, gefälschter „Beweise“ so-
wie mit Selbstbezichtigungen der
Angeklagten realisiert werden und
mit sofort zu vollstreckenden Todes-
urteilen enden. Um Außendruck zu
erzeugen, organisierten PCE und
PSUC Meetings in Betrieben und an
der Front, bei denen „konsequente
Abrechnung mit den trotzkistischen
Verrätern“ gefordert wurde. Auch
Negrín trat für die Hinrichtung der
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Angeklagten ein. Der geplante Pro-
zessablauf sollte auch dadurch sicher-
gestellt werden, dass der Verteidiger
der Angeklagten durch massive Dro-
hungen zur Flucht veranlasst wurde.
Auf gleiche Art war vorher ein Rich-
ter daran gehindert worden, das
Schicksal Níns zu ergründen.

 Der Bericht des Untersu-
chungsrichters im POUM-Verfahren,
eines ehemaligen Monarchisten, vom
23. 8. 1937 und die Anklageschrift
vom 11. 6. 1938 enthielten die durch
parteikommunistische Hetze bekann-
ten Anwürfe. Die Anklage war aus-
führlicher. Sie barg
insonderheit kom-
plett jene Punkte,
mit denen der
POUM das Rück-
grat gebrochen wer-
den sollte. Erstens
sei in Madrid ein fa-
schistischer Agen-
tenring unter Füh-
rung eines Herrn
Golfin aufgedeckt
worden, bei dem
sich ein Plan der
Verteidigungsanla-
gen angefunden
habe, dazu auf der
Rückseite die Mit-
teilung an Franco,
man arbeite mit der POUM,
besonders „N“, zusammen. „N“, so
die geheimdienstliche Schlussfolge-
rung, sei „natürlich Nín“. Zweitens
habe es in Perpignan und Gerona eine
weitere „poumistisch-frankistische
Verschwörung“ gegeben, an deren
Anlaufstelle beim Geronaer Buch-
händler Roca ein Koffer mit die
POUM belastendem Material stand,
jede einzelne Seite mit dem Stempel
ihres Militärkomitees versehen.

Inzwischen hatte die Partei, z.
T. mit anarchistischer Unterstützung,
selbst Ermittlungen aufgenommen.
Im Falle Golfin stellte sich heraus,
dass ein Agent des Zuständigen für
Innere Sicherheit bei der Madrider
Verteidigungsjunta aus Angehörigen
der „fünften Kolonne“ den „faschis-
tischen Ring“ zurechtgezimmert hat-
te. Die Seite mit dem berühmten „N.“
war gefälscht. Golfin und seine Mit-
gefangenen  bestritten jede Zusam-
menarbeit mit der POUM. Bei der
zweiten „Verschwörung“ hatte
ebenfalls ein stalinistischer Geheim-
polizist die Hand im Spiel. Der Kof-

fer voller „POUM-Material“ war von
einem Unbekannten beim Buchhänd-
ler Roca untergestellt worden, kurz
bevor die Haussuchung begann. Roca
wurde dann solange gefoltert, bis er
die angebliche Kooperation mit der
POUM „zugab“. Im Prozess zu Bar-
celona widerrief er die Falschaussa-
ge.

Die Anklage und ihre außerge-
richtlichen „Helfer“ hatten in dem
Verfahren auch sonst nichts zu la-
chen. Nachdem die falschen „Bewei-
se“ geplatzt waren, traten stalinisti-
sche Offiziere als Zeugen auf, die

auftragsgemäß über eine Zusammen-
arbeit von POUM-Soldaten und Fa-
schisten berichteten. Sie mussten auf
Befragen einräumen, dies nur vom
Hörensagen, also wohl aus der eige-
nen Propaganda, zu wissen. Die An-
geklagten selbst dachten nicht daran,
klein beizugeben. Sie brachten ein
Bild Níns in den Gerichtssaal und
stellten es auf, bekannten sich zu ih-
ren politischen Entscheidungen und
Taten und klagten ihre Verleumder
an. Zusätzlich zur internationalen
Kampagne für sie bescheinigten ih-
nen im Saal Arbeiterführer und ehe-
malige Regierungsmitglieder wie
Largo Caballero, Federica Montseny,
Exbotschafter Araquistain, die frühe-
ren Minister Irujo und Zugazagoitia,
dass sie aufrechte Antifaschisten mit
langer revolutionärer Vergangenheit
wären. Innerhalb des Kabinetts wi-
dersetzte sich der nunmehrige Justiz-
minister González Pena dem Hinrich-
tungsbegehren Negríns.

Das Tribunal befand sich im
Dilemma. Einesteils gehörte die An-
klage auf den Müll, ließen sich die

Vorwürfe wegen angeblicher Spiona-
ge und Zusammenwirken mit Fran-
co unmöglich rechtfertigen. Sie wur-
den es auch nicht. Andernteils wäre
ein Freispruch der Angeklagten zwar
gerecht, aber für die Sowjetunion
untragbar gewesen. Das Gericht fäll-
te daher ein rein politisches Urteil,
das den Versuch eines bewaffneten
Aufstands gegen die gewählte Regie-
rung, den es nicht gegeben hatte, an-
prangerte und Strafen zwischen 11
und 15 Jahren gegen die Komiteemit-
glieder verhängte, während es die
beiden anderen Angeklagten frei-

sprach. Ercoli/Togli-
atti, der ranghöchs-
te Vertreter der
Komintern in Spani-
en, nannte das Ur-
teil skandalös. Er
lag damit, was die
Interessen seiner
Auftraggeber be-
traf, durchaus rich-
tig, da es, obwohl
ebenfalls ungerecht,
für sie eine fulmi-
nante Pleite war.

Mit Zeitungs-
artikeln in der Kom-
internpresse und ei-
nem in 18 Sprachen
übersetzten Buch

hatten die Stalinisten ihre Anwürfe
und Pseudobeweise hunderttausend-
fach verbreitet. Diese waren nun
nichts mehr wert. Die POUM trug ih-
rerseits dafür Sorge, dass der Urteils-
spruch in Spanien publik wurde.

Infolge des faschistischen mili-
tärischen Übergewichts, der den In-
vasoren förderlichen Nichteinmi-
schungspolitik der Westmächte und
der stalinistischen Konterrevolution
siechte die Spanische Republik dahin.
Sie starb im Frühjahr 1939. In Mittel-
spanien steckten – mit Ausnahme der
rechtzeitig ausgeflogenen Regie-
rungsmitglieder und KP-Führer – alle
Antifaschisten in der Falle. Aus Ka-
talonien konnten sie fliehen. Der Chef
des spanischen republikanischen Ge-
heimdienstes hatte den Mitgliedern
der POUM-Exekutive zugedacht, in
Francos Hand zu fallen. Der sozialis-
tische Gefängnisdirektor sorgte aber
für Lastwagen, mit denen Inhaftierte
wie Wachpersonal zur französischen
Grenze gelangten. Andere Anhänger
der POUM, solche der eigenen und
der anarchistischen Jugendorganisa-
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tion wurden von  Genossen befreit.
Soweit sie in französische Lager ka-
men, erwartete sie auch dort ein
schweres Schicksal.

   Die Entwicklung der POUM
danach dauerte weit länger, kann
aber kürzer dargestellt werden. Ab
März 1939 bildeten sich aus schon
vorher vorhandenen Gegensätzen ein
rechter und ein linker Flügel heraus,
dessen Hauptvertreter Rovira, der
frühere Chef der Lenin-Division,
einerseits, Andrade und Solano
andererseits waren, ferner ein Zen-
trum mit Gorkin und Gironella. Der
im zweiten Weltkrieg und danach in
Frankreich ansässige rechte Parteiflü-
gel erachtete die Fusion mit der ICE
1935 nun für falsch, die POUM für zu
„trotzkistisch“. Er plädierte für eine
rein katalanische Organisation, die
auf das übrige Spanien einwirken
und seine Umwandlung zum Föde-
rativstaat ansteuern sollte. Im zwei-
ten Weltkrieg wirkte er, statt eine
Umwandlung zum Bürgerkrieg zu
fordern, mit den Westalliierten zu-
sammen, nahm aber nicht am fran-
zösischen Maquis teil. Innerparteilich
befürwortete der Flügel ein Deckeln
der Probleme, um formell die Einheit
zu bewahren. Mit ehemals zur PSUC
übergetretenen einstigen BOC-Mit-
gliedern fusionierte er Januar 1945 in
Toulouse zum Movimento Socialista
Catalunya (MSC).

Der linke Flügel der POUM re-
organisierte sich, rund 100 Mitglieder
stark, auf traditioneller Grundlage in
Spanien. Er nahm am Widerstand
gegen Franco teil, unterstützte die
1944 von Sozialisten, Republikanern
und Anarchisten gebildete Nationa-
le Allianz der Demokratischen Kräf-
te (ANFD), war Mitgründer ihrer ka-
talanischen und valencianischen Re-
gionalorganisation. Mit Anhängern
Largo Caballeros rief er Kataloniens
neue UGT-Gewerkschaft ins Leben
und stellte deren ersten Generalsek-
retär. 1945/46 spaltete sich die POUM.
Rechter und linker Flügel wurden ei-
gene Organisationen, wobei Erstge-
nannter von Anfang an zur Sozialde-
mokratie tendierte.

Nach dem Kriege bestand das
Franco-Regime, besonders dank US-
Unterstützung, weiter und konsoli-
dierte sich. Der schwerste Schlag für
die gesamte spanische Linke und alle
Republikaner war das Referendum
vom Juli 1947, mit welchem einerseits

das Regime bestätigt, andererseits die
Monarchie als sein Nachfolger fest-
gelegt wurde. Die antifrankistischen
Kämpfer von 1936-1939 unterlagen
der alt-neuen Realität.

Aus dem Exil in Mexiko zurück-
gekehrt, wirkten danach Gorkin und
Gironella in der aus Resten des eins-
tigen Londoner Büros rekrutierten
Bewegung für die Vereinigten Staa-
ten von Europa. Sie nahmen, von
links scharf kritisiert, Kurs auf Beitritt
zur bürgerlichen Europäischen Bewe-
gung, verließen schließlich die
POUM und gingen zur PSOE. Auch
Maurín, 1946 in eine anfangs „be-
dingte“ Freiheit entlassen, rückte suk-
zessive von revolutionären Stand-
punkten ab. 1948 befürwortete er ei-
nen westeuropäischen demokrati-
schen Block an der Seite der USA wi-
der die „totalitäre Sowjetunion“. Er
polemisierte in aller Schärfe gegen die
nun links stehende POUM-Gruppe in
Frankreich und erklärte sich vor sei-
nem Tode 1973 noch für den Putsch
in Guatemala, gegen Castro und All-
ende.

  Die französische Gruppe gab
noch immer „La Batalla“ heraus. Sie
schrumpfte durch sogenannten na-
türlichen Abgang ein. In der spani-
schen POUM setzte sich kurzzeitig
ein Linkstrend durch,  bis die Verhaf-
tungswelle von 1952 auch die neue
Führung in den Kerker schwemmte.
1974 kam es in Katalonien nochmals
zur POUM-Reorganisation. Die älte-
ren Mitglieder gingen später zur So-
zialistischen Partei, die mit katalani-
schen früheren PSOE-Vertretern zur
Regionalorganisation der neuen
PSOE fusionierte. Der in Barcelona
noch existierende Rest der POUM
löste sich Ende der 70er Jahre auf.

Reiner Tosstorff hat meines Er-
achtens darin Recht, dass es im nach-
frankistischen Spanien für diese Par-
tei keinen Platz mehr gab. Dasselbe
trifft übrigens auf die Anarchisten,
Altstalinisten und alten Sozialisten
sowie die liberalen Republikaner zu.
Eine Chance für das Weiterleben der
POUM gab es auch deshalb nicht,
weil eine relativ starke trotzkistische
Bewegung entstanden war. Sie beruft
sich z. T. – und das ist tröstlich – auf
Traditionen Andres Níns.

Mit dem Angebot, die Neuauf-
lage des Buches der Arsti über den
spanischen Krieg zu besprechen, hol-
te ich mir vor kurzem, u. a. bei IN-

PREKORR und SoZ, einen Korb. Es
hieß, das Thema interessiere nicht
hinreichend. Bereits die immer
wieder aufflackernde Polemik darum
erweist, dass es weiter aktuell bleiben
wird.

Manfred Behrend

Auswahlbibliographie Zur speziellen
Problematik der POUM

Julían Gorkin: Stalins langer Arm.
Die Vernichtung der freiheitlichen
Linken im spanischen Bürgerkrieg,
Köln 1980

Reiner Tosstorff: Die POUM im
spanischen Bürgerkrieg, Frankfurt/
Main 1987

Allgemein zum Spanischen Krieg:
Manfred Behrend: „In Spanien stand’s
um unsre Sache schlecht...“ 60 Jahre
nach dem Barrikadenkampf in
Barcelona, in: Hintergrund, Osnab-
rück, Nr. I/1997

Pierre Broué/Émile Témime: Revolu-
tion und Krieg in Spanien, Frankfurt/
Main 1968

Der spanische Bürgerkrieg. Mit
Aufsätzen von August Thalheimer,
Waldemar Bolze u. a. Herausgegeben
von der Gruppe Arbeiterstimme, 2.
erweiterte Auflage, München 2002

Siegfried Kogelfranz/Eckart Plate:
Sterben für die Freiheit. Die Tragödie
des Spanischen Bürgerkrieges, Mün-
chen 1989

Heleno Sana: Die libertäre Revoluti-
on. Die Anarchisten im spanischen
Bürgerkrieg, Hamburg 2001


